Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drudesache VI/1487 


Der Bundesminister der Finanzen 

II D/2 - We 2315 - 3/70 


Sachgebiet 63 


Bonn, den 26. November 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Leistung von überplanmäßigen Aus- 
gaben bei Kap. 14 23 Tit. 423 03 

— Nachversicherungsbeiträge für ausscheidende Be- 
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit — und Kap. 14 23 
Tit. 423 16 — Beiträge zur gesetzlidien Rentenversiche- 
rung— 


Gemäß § 37 Abs. 4 BHO teile ich mit, daß ich auf Antrag des 
Bundesministers der Verteidigung meine Einwilligung zur Lei- 
stung überplanmäßiger Ausgaben im Haushaltsjahr 1970 bei 

Kap. 14 23 Tit. 423 03 bis zur Höhe von 13,0 Millionen DM 
und ^ 

Kap. 14 23 Tit. 423 16 bis zur Höhe von 31,5 Millionen DM 

unter der Voraussetzung gleichhoher Einsparungen innerhalb 
des Einzelplans 14 im Haushaltsjahr 1970 erteilt habe. 

Zu Kap. 14 23 Tit. 423 03 

Der Mehrbedarf von 13,0 Millionen DM gegenüber dem Haus- 
haltsansatz von 91,0 Millionen DM beruht darauf, daß zusätz- 
lich etwa 3500 unerledigte Nachversicherungsfälle aus dem 
Vorjahr abgewickelt werden mußten. Ferner haben die im 
Jahre 1970 in Kraft getretenen Besoldungsverbesserungen 
zwangsläufig zu einer Erhöhung der Nachversicherungsbeiträge 
geführt. 

Zu Kap. 14 23 Tit. 423 16 

Als Bemessungsgrundlage für die Beitragsberechnung liegt dem 
Haushaltsansatz von 1970 von 498,8 Millionen DM ein durch- 
schnittliches Bruttoarbeitsentgelt von 13 054 DM zugrunde. 
Nach neuesten Ermittlungen erhöht sich dieser Betrag für 1970 
auf 13 102 DM. Daneben ist die der Berechnung zugrunde 
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liegende Versicherungsstärke von 225 000 Wehrpflichtigen auf 
240 000 gestiegen, weil in Anwendung des Haushaltsvermerks 
bei Kap. 14 03 Tit. 42^3 01 anstelle von fehlenden Berufs- und 
Zeitsoldaten mehr Wehrpflichtige einberufen worden sind. 


Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen. Sie sind unab- 
weisbar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen. 


Möller 



